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Zur Vollstreckbarerklärung von Entscheidungen der Schieds­
kommissionen durch das Kreisgericht

Dem Antrag auf Vollstreckbarerklärung ist eine Abschrift des 
Beschlusses der SchK (§ 59 SchKO) beizufügen. Das Kreisgericht 
hat zwecks Prüfung der in § 60 Abs. 1 SchKO genannten Vor­
aussetzungen von der SchK sämtliche die Sache betreffenden 
Unterlagen anzufordern.

Der Beschluß über die Vollstreckbarerklärung ist auch dann 
unter Mitwirkung der Schöffen zu fassen, wenn er ohne Durch­
führung einer mündlichen Verhandlung ergeht.

Die Vollstreckbarerklärung eines Beschlusses der SchK darf 
nicht von vornherein versagt werden, wenn mit diesem nach 
einer Beratung wegen einfacher zivilrechtlicher und anderer 
Rechtsstreitigkeiten unter Verletzung von § 52 Abs. 2 oder Abs. 3 
SchKO dem Antragsgegner Verpflichtungen auferlegt wurden. 
Entsprechend den Festlegungen über die Behandlung des Ein­
spruchs gegen einen solchen Beschluß ist zu prüfen, ob nicht 
doch eine Einigung Vorgelegen hat und die Entscheidung der 
SchK als Bestätigung der Einigung anzusehen ist (vgl. Ziff 4.6.3.). 
Trifft dies zu, sind die weiteren Voraussetzungen der Vollstreck­
barerklärung zu prüfen.

Ist zur Entscheidung über den Antrag auf Vollstreckbarerklä­
rung die Durchführung einer mündlichen Verhandlung erforder­
lich, so kann außer den Beteiligten auch ein SchK-Mitglied ge­
laden werden.

Zur Vollstreckung der Beschlüsse der Schiedskommissionen

Die Vollstreckung der durch das Kreisgericht für vollstreckbar 
erklärten Beschlüsse der SchK richtet sich nach den Bestim­
mungen der ZPO über die Zwangsvollstreckung mit den dort 
vorgesehenen Rechtsbehelfen und Rechtsmitteln.

Erfüllt der Bürger die vor der SchK übernommene oder die ihm 
von der SchK auferlegte Verpflichtung zur Wiedergutmachung 
des Schadens durch eigene Arbeit oder zur Vornahme einer Re­
paratur (§ 59 Abs. 1 SchKO) nicht, so hat das Kreisgericht im 
Vollstreckbarerklärungsverfahren den Berechtigten gemäß § 887 
Abs. 1 ZPO zu ermächtigen, auf Kosten des Verpflichteten die 
Reparatur oder die Arbeit durch einen Dritten ausführen zu 
lassen oder selbst auszuführen. Abs. 2 dieser Vorschrift ist eben­
falls anwendbar.
Die vom Berechtigten aufzuwendenden Kosten sind nach § 788 
ZPO beizutreiben.


